
Zweitens gibt es in der BRD-Landwirtschaft und in der EG ins­
gesamt eine funktionierende Marktordnung, die eben die relati­
ve Preisgarantie ermöglicht, da durch Interventionsaufkäufe 
und entsprechende Marktordnungsregelungen die Preisgaran­
tie im wesentlichen gegeben werden kann. Natürlich gibt es 
auch noch einen Markt - das wissen wir -, und das alles funktio­
niert bei uns nicht.

Aus diesem Grunde ist eben gegenwärtig die Situation zu ver­
zeichnen, daß viele Landwirtschaftsbetriebe skeptisch werden 
und daß auch unter den privaten Einzelbauern zur Zeit wenig In­
itiative besteht, sich selbständig zu machen. Das ist der Fakt. Das 
wissen wir alle, weil sie eben so unsicher sind, was erlöse ich 
noch daraus, wie sehen die Förderungsmittel aus, wie geht es 
weiter?

Dazu kommen erste große multinationale Konzerne und wol­
len 20 000 bis 30 000 Hektar im Komplex hier aufkaufen. Ich habe 
solche Verhandlungen schon mitgemacht, die von solchen Kon­
zernen, die über Minenfelder, Ölfelder und andere Dinge verfü­
gen und denen es jetzt beliebt, mal 30 000 Hektar in der DDR zu 
kaufen. Ich glaube, das kann nicht der Weg sein, den wir gemein­
sam gehen wollen, der im Interesse unserer Bauern ist und der in 
unser aller gemeinsamem Interesse ist.

(Beifall bei PDS und SPD)

Aus diesem Grunde haben wir hier heute den Vorschlag einge­
bracht, die Volkskammer wolle beschließen: Die Regierung der 
DDR wird verpflichtet, die Übernahme der EG-Regelungen auf 
dem Gebiet der Landwirtschaft, vor allem die Abnahme- und 
Preisgarantie, unverzüglich in die Wege zu leiten.

Wir gehen dabei davon aus - und das wissen wir -, daß EG-Rege­
lungen bei uns noch nicht wirksam sind, weil das sicher erst ab näch­
stes Jahr sein kann. Aber wir haben deswegen auch formuliert, die 
Regierung möge Voraussetzungen schaffen, daß analoge EG-Rege­
lungen hier zur Anwendung kommen, und das soll die Grundlage da­
für sein, daß dieser Auftrag heute hier erteilt werden kann.

Ich möchte eine letzte Bemerkung machen: Leider wurde 
durch dieses Hohe Haus der Antrag zur Entschuldung der Be­
triebe abgelehnt bzw. nicht befürwortet, daß wir heute darüber 
beraten. Auch dieser Antrag hätte natürlich die Landwirt­
schaftsbetriebe sehr interessiert, weil auch unter diesem Ge­
sichtspunkt manches möglich gewesen wäre, um die Entwick­
lung doch in vernünftigen Bahnen fortzusetzen.

Ich bedanke mich für die Aufmerksamkeit.

(Beifall)

Braun (CDU/DA):

Herr Abgeordneter, ich weiß ja nicht, woher Sie Ihre Informa­
tionen beziehen, Aber Sie sagten, daß der Regierungsbevoll­
mächtigte in Magdeburg etwas gesagt haben soll vom Konkurs 
als Alternative für die LPG oder für die Landwirtschaft. Wissen 
Sie, ich bin der Regierungsbevollmächtigte in Magdeburg, und 
es erschüttert mich eigentlich; denn ich weiß nichts davon. Ich 
habe eine derartige Beratung nicht besucht, und ich verwahre 
mich dagegen, daß hier etwas verbreitet wird, was offensichtlich 
jeder Grundlage entbehrt. Und Minenfelder, Herr Abgeordneter, 
die hat Ihre Partei gelegt, nicht in der Landwirtschaft, sondern 
seinerzeit an der Grenze. - Danke.

Dr. Schumann (PDS):

Herr Braun, ich glaube, ich habe nicht „der Regierungsbevoll­
mächtigte“ gesagt, sondern „der Regierungsbeauftrage“ aus dem 
Staatssekretariat von Herrn Dr. Krause. Das hat Herr Dr. Krause 
heute selbst hier gesagt: Im Juni wurden Beratungen durchge­
führt, wo Orientierungen gegeben werden sollten. Auf diese Be­
ratungen habe ich mich bezogen. Falls ich „Regierungsbevoll­
mächtigter“ gesagt habe, möchte ich das jetzt richtigstellen. Ich 
habe sicher „Regierungsbeauftragter“ gesagt.

(Braun, CDU/DA: Herr Abgeordneter, im allgemeinen Volks­
sprachgebrauch wird der Regierungsbevollmächtigte auch als 
Regierungsbeauftragter von Magdeburg bezeichnet.)

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Höppner:

Dann ist das Mißverständnis jedenfalls ausgeräumt. Ich hatte 
auch „Regierungsbeauftragter“ gehört. Bitte schön!

Gottfried Haschke (CDU/DA):

Herr Kollege Schumann, der Antrag der PDS, welcher EG- 
Recht und -Preise für die Landwirtschaft fordert, kann jedem 
Landwirt nur von Herzen kommen. Nur wir dürfen hier eines 
nicht vergessen: Noch sind wir nicht Mitglied der Europäischen 
Gemeinschaft, noch sind wir nicht der BRD beigetreten. Herr 
Kollege Schumann, ist Ihnen nicht bekannt, daß schon verschie­
dene EG-Regelungen angewandt werden? Zum Beispiel sind die 
Interventionspreise für Getreide seit dem 1.8.1990 auch in der 
DDR wirksam. Nur ich hatte geglaubt, daß heute gleich eine Re­
aktion von seiten des Landwirtschaftsministeriums in dieser 
Frage kommt,

(vereinzelt Beifall)

daß darüber informiert wird. Wir wissen das. Aber ich glaube, 
wer nicht überall direkt drinsteht, weiß das noch nicht. Sons* 
könnte es nicht sein, daß Vertreter, die diese Sache in der Hand 
haben, noch gestern Auskünfte an LPG gegeben haben, sie wüß­
ten noch nicht, wie das geht, obwohl schon in einer Zeitung ge­
standen hat, daß 45 Getreidewirtschaftsbetriebe für den Aufkauf 
des Getreides in der DDR verantwortlich sind. Die Bedingungen 
dafür fehlen noch.

Stellvertreter der Präsidentin Dr. Höppner:

Es ist einfach so: Es kann hier noch jeder diskutieren. Wir ha­
ben keine Redezeiten vereinbart. Insofern können Sie sich dann 
gern zu Wort melden. Es wäre ganz schön, wenn wir uns bei den 
Fragen wirklich auf Fragen beschränken könnten. Wir brauchen 
diesmal wirklich nicht die Redebeiträge in Fragen unterzubrin­
gen.

Gottfried Haschke (CDU/DA):

Dann möchte ich mich kurzfassen,

(Heiterkeit)

aber eines noch sagen ...

(Stellvertreter der Präsidentin Dr. Höppner:
Wir lassen das als Wortmeldung gelten.)

Ist es nicht unseriös, wenn wir eine Forderung stellen oder die 
Regierung beauftragen, die Forderung zu stellen, obwohl wir gar 
nicht Mitglied sind? Wir wollen Geld haben, wir brauchen Geld, 
mehr als geplant. Darüber sind wir uns einig. Aber ich bin der 
Meinung: Erst richtig informieren, erst richtig durchsetzen, was 
bereits beschlossen ist. Und am Ende bin ich auch der Meinung: 
Bis zum 14. Oktober reichen diese Mittel, die bis jetzt veran­
schlagt sind, und dann wird es weitere Mittel geben.

(Beifall bei der CDU/DA)

Dr. Schumann (PDS):

Herr Haschke, ich darf darauf antworten. Es war zwar keine di­
rekte Frage, sondern mehr ein Statement, aber ich will trotzdem 
etwas dazu sagen.

Ich habe ganz deutlich gesagt, Herr Haschke, und Sie haben 
das sicher auch gehört, daß uns klar ist, daß wir noch nicht der
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